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Mittheilungen
aus den

Verhandlungen der Generalſynode
der

evangeliſch - proteſtantiſchen Kirche des Großherzogthums
Baden , vom Jahre 1843 .

N 13 . Karlsruhe , den 9 Juni 18418.

Dreizehnte Plenarſitzung vom 20 . Mai .

( Vortrag des e Oberkirchenraths über die Claſſification der
If beſoldungPfarrbeſoldungen ,

Gemeinden , deren Verſehung für eine Perſon zu beſchwerlich
war , wurde ein Gehülfe des Pfarrers verwilligt , und dieſer
aus dem Pfründeinkommen der betreffenden Stelle oder aus
andern Mitteln beſoldet . Pfarrgemeinden , deren jede einen

Pfarrer hatte , ſind vereinigt , und es iſt für ſie nur ein Geiſt —

r angeſtellt worden

Die hierüber noch gültigen Geſetze und Verordnungen ,
namentlich :

die Kirchenraths - Inſtruction vom 6. Juli 1797 ,

das Conſtitutions - Edict vom 14 . Mai 1807 ,

die Verfaſſungs - Urkunde vom 22 . Auguſt 1818 ,

die Unions - Urkunde vom 15. Auguſt 1821 ,

ſind dieſen Veränderungen der Pfarrpfründen nicht

wie die folgenden Auszüge beſtätige
entgegen ,

In §. 48 der Kirchenraths - Inſtruction , welcher von der

Veränderung der Dienſtſtellen durch Union oder Diſſection han —

delt , heißt es :

„ Zuweilen entſteht der Fall , daß da eine Theilung des

Kirchſpiels oder Schulbanns , dort eine Vereinigung mehrerer
geſucht oder in Vorſchlag gebracht wird .

Damit hier weder die Sorge um den Wohlſtand der Diener
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der durch Theilung der Pfründen gemindert , durch Vereinigung

geringer Dienſte hingegen gemehrt wird , noch die Sorge für

die bittenden Gemeinden , deren Wünſche oft mehr nicht als

eine ſteigende Bequemlichkeitsliebe zum Grunde haben , allzu

ſtark vordringe , ſo ſollen die Uns vorzutragenden Entſchließun

gen hierüber nach folgenden 3 Hauptgrundſätzen dirigirt werden

Nämlich :

a ) wo ein Dienſt ſo einträglich iſt , daß auch nach deſſen

Theilung in zwei jeder Dienſt ſeinem Inhaber den Unter

halt nicht blos zur äußerſten Nothdurft für den allererſten

Anfang , ſondern vohl nicht reichlich , doch anſtändig

und ohne Nahrungsſorgen auch bei Ueberkomt eini

ger Familie leben zu können , gewährte , da mag aller

dings die Bequemlichkeit der Pfarrkinder , Schulgebannten

oder Baupflichtigen bei übr Umſtänden zu

reichen , um eine 2 ing zu bewi 8

nicht iſt, da ſollen dieſe Gründe nie zu einer Rechtferti

gung derſelben für hinreichend angenommen werden , in

dem es beſſer iſt , daß die Eingeſeſſenen mit einer Unbe

quemlichkeit jederzeit einen erfahrenen Kirchen oder

Schullehrer haben , der lange genug , um Früchte erziehen

zu können , bei ihnen bleiben möge , zumal ohnehin die

Erfahrung nur allzuſehr beweiſet , was auch aus der Na

tur der Weichlichkeit und des Luxus leicht erklärbar iſt

daß die Kirchen um deſto leerer und der Religionseifer

um deſto lauer werde , je mehr man jede kirchliche Ein

richtung der Bequemlichkeitsliebe anpaßt

b ) Wo aber nicht dieſe , ſondern ſolche Urſack vorwalten

welche auf weſentliches We der auf Leben der Men

ſchen Bezug haben , z. B. Ferne und Gefährlichkeit des

Weges , allzugroße Menge der vereinten Glieder , und

wo alsdann der Dienſtertrag nebſt andern zur Hand

ſtehenden Quellen nicht hinreicht , für zwei Perſonen einen

in obgedachtem Maaße ausgiebigen Unterhalt zu gewäh
ren, da ſoll vorzüglich dahin getrachtet werden , ſtatt der

Trennung die Dienſtauflage zu beſtändiger Unterhaltung
eines Gehülfen einzuleiten , der nachmalen mit dem Haupt —



diener in getheilter Zeit und ungetheilter Menge , auch

wo es nöthig durch Auslaufen auf ſolche Filialorte , die

Dienſtgeſchäfte verrichten helfe .

Lo eine Trennung etwa ohne Beobachtung jenes erſten

Grundſatzes geſchehen wäre , oder durch zufällige Zeit —

veränderungen in die Lage käme , wider jenen Grund

ſatz anzuſtoßen , ingleichem wo zwei Hauptdienſte ſich
befinden , die ohne andern Nachtheil der Genoſſen , als

eine et derte Beque hkeit , vereinigt werden ,

hne allzudrückende Nahrungsſorgen der Diener

getrennt bleiben können , und wo , um letztern dauerhaft

abzuhelfen , kein anderes Mittel ſich finden ließe , da mag

Vereinigung derſelben unbedenklich vorgehen . “

Im F. 87 dieſer Kirchenraths - Inſtruction wurde beſtimmt :

„ Die Pfarr - und Schulpfründen bedürfen eigentlich einer

beſonderen Verwaltung nicht , da ſie jedem Diener zur nutznieß —

lichen Verwaltung eingeräumt werden . Wenn daran gelegen
he

K tniß des Ertrags eines ſolchen Cor

poris zu erlangen , oder einzelne Competenzſtücke , die ſtrittig

geworden ſind , mit Muße und Sicherheit zu berichtigen oder

zen eingetretener beſonderer Verhältniſſe die Beſetzung eines

nſtes mit einer ſolchen Perſon zu Stand zu bringen , die

zur Nutznießung dieſer Competenz entweder wegen deſſen be —

erer Beſchaffenheit nicht qualifizirt , oder wegen geringen

Dienſtjahren noch nicht geeignet iſt , und dergleichen , alsdann

mag bei entſtandener Vacatur und Unſerer beſonderen Geneh —

migung ein ſolches Pfarrcorpus in Adminiſtration genommen

und einſtweilen dem Kirchendiener daraus ein beſtimmter hin

länglicher Gehalt gereicht werden Jedoch muß ſolches nur

einzeln in ſeltenen Fällen geſchehen , damit nicht den Pfarrern

Unſerer Lande die ordnungsmäßige Promotionsgelegenheit damit

merklich beendigt werde .

Die Adminiſtration muß nur von 7 bis höchſtens 15 Jahre

und nicht länger andauern , und der Ueberſchuß nirgends anders

wohin , als zu den Bedürfniſſen der Ortskirche oder zu Unter —

ſtützung dürftiger Pfarrer verwendet werden . “



Im Art . 9 des Kirchenconſtitutio

1807 wird verordnet :

vom 14. Mai0 2 ——

„ Nicht weniger behält auch jede Kirche ohne Unterſchied

der Confeſſion oder Religion alles iige Eigenthum an

Liegenſchaften , Renten , Bauanſprachen und beweglichem Gut

da ſie dermalen zum Gebrauche ihres Gottesdienſtes , auch ihrer

Kirchen - , Pfarr - und Schuleinrichtungen wirklick be

ſtritten beſitzt , ohne darin zumal zu Gunſten irgend einer an

dern Kirche geſchmälert oder beeinträchtigt zu werden , der Aus

kunftstitel ihrer Inhabung und deſſen Rechtswerth nach ältern

Reichsgeſetzen ſey, welcher er wolle . Solches Vermögen kann

ihr daher niemals entzogen , mithin weder für bloße St

zwecke noch für Bedürfniſſe andrer Religionsverwandten ver

wendet , wohl aber nach dem Ermeſſen der Kirchen

gewalt mit Gutheißen des Regenten zu andern

Kirchenzwecken , als dener vor ewidmet

war , beſtimmt werden . “

Die Verfaſſungsurkunde vom 22. Auguſt 1818 enthält im

Artikel 20 :

„ Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und

künfte der Stiftungen , Unterrichts - und Wohlthätigkeitsanſtalten

dürfen ihrem Zwecke nicht entzogen werden . “

Bei der Vereinigung der beiden evangeliſchen Confeſſionen

im Jahr 1821 wurde beſtimmt in Beilage D Unions

urkunde §. 2 :

„ Da in dem Unterlande vorzüglich nur beide Confeſſions

verwandte unter einander wohnen , und die Reformirten da

ſelbſt ein bedeutendes Kirchenvermögen haben , ſo ſoll aus den

durch die Vereinigung als entbehrlich eingehenden Pfarreien

und Schulen ein neuer Kirchenfond gebildet und durch eine

beſondere Verrechnung verwaltet werden .

§. 4. Aus dem neu zu bildenden Kirchenfond werden vorerſt

die nöthigen Entſchädigungen , billige Verbeſſerungen zu gering
beſoldeter Stellen und neu zu errichtende Pfarreien und Schulen

dotirt , die Bedürfniſſe , welche durch die Vereinigung entſtehen ,

beſtritten , und der Ueberſchuß für das allgemeine Beſte der ver

einigten Kirche im Unterland verwendet



Alle dieſe Verordni igen und Geſces⸗ ſi hern der Kirche zu,
89 N zgen icht FHir 11 6 18daß il Vermögen nicht für außerkir yeuche Zwecke ,
oder für eine andere Co ufeſſio n verwendet wese ſie

aber nicht , daß daſſelbe von der Kirchengewalt mit

Zuſti des Regenten zu andern analogen Kirchen —

zwecken , als für welche es vorher gewidmet war , benutzt wer

den kann

Die vorübergehende Verwendung des Ertrags einer

Pfarrpfründe zu a zwecken , als zur Beſoldung des Geiſt

c kam auch bisher ſehr oft vor

Wenn eine Pfarrei durch Sterbfall erledigt wird , beziehen

die Wittwen oder Kinder des Verſtorbenen , der Pfarrwittwen —
is und der Pfarrhülfsfond je ein Viertel der Jahreseinkünfte

Häufig wird bei Beſetzung einer Pfarrſtelle dem Pfründ —

tießer die Entrichtung einer Abgabe an einen andern Pfarrer

der an den Pfarrhülfsfond , oder aber die Uebernahme von

Schulden für Kriegs - , Prozeß - , Bau - Koſten ꝛc. auferlegt .

Statt d bgabe , welche einzelnen Pfarrern zum Vortheile

der des Pfarrhülfsfond zur Bedingung gemacht wird ,

ollen nach dem Claſſificationsplane die Pfründen , welche unter

700 fl. ertragen , bis zu dieſem Betrage aufgebeſſert , und wenn

ſie reichlicher dotirt ſind, ſoll der Mehrertrag ſo lange dem

Pfründinhaber entzogen werden , bis dieſer nach ſeinem Dienſt —

alter in eine höhere Beſoldungsclaſſe einrückt . Sehr viele

Pfründe deren Ertrag das Maximum der Beſoldung nicht

überſteigt , werden hierbei nur gewinnen , da das , was der

Pfründinhaber Anfangs weniger erhält , gewiſſermaßen nur als

Dotation eines Reſervefonds zu betrachten iſt , welcher dem

Pfarrer bei zunehmendem Alter durch wachſende Zulagen zurück —

erſtattet wir

Nur diejenigen Pfründen , welche mehr als das Marximum

ertragen , würden in ökonomiſcher Hinſicht im Nachtheil

ſteh in kirchlicher Hinſicht aber aus der Claſſification

den größten Vortheil ziehen , weil es nur auf dieſe Weiſe mög —⸗

lich wäre , ihnen Pfarrer zu geben , welche , im kräftigſten Alter

ſtehend , ihr ganzes Leben hindurch bei ihnen bleiben , und mit

mehr Erfolg wirken können .
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Eine Verletzung des Seſtlingszweckes käme bei der Claſſi —

fication nicht vor eln die Abſicht des Stifters einer Pfründe

oder eiv⸗⸗
Theiles derſelben konnte wohl keine andere ſeyn ,

ats für die Gemeinde ein Kirchenamt und zwar ohne Koſten

für dieſelbe zu gründen

Claſſification nicht beeinträchtigt , ja es kann daſſelbe , wie oben

im Abſchnitt III. nachgewieſen worden , beſſer

auch zweckmäßiger verwaltet werden

Den Gemeinden wird nicht zugemuthet , die Ausführung

der Claſſification durch beſondere Beiträge zu unterſtützen , dieſe

werden daher auch nicht beläſtigt

Die ſtiftungsgemäße Verbindlichkeit gegen de etreffend

Ort wird hiernach fortwährend erfüllt .

Für die Erhaltung des Pfründvermögens wird bei der Claf

ſification beſſer geſorgt, weil daſſelbe Sachverſtändigen in Ver

waltung gegeben wird 10 n d oberſten Kirchenbehörde

leichter beaufſichtigt werden kann

Die Geiſtlichkeit , welche die Kirchenämter zu verwalten hat ,

kann ſich hierüber nicht beſchweren , ſo lang ihr im Ganzen

nichts entzogen und alles das , was dem einen Pfarrer abgeht

dem andern wieder zugewendet wird . Ja es ſteht zu erwarten ,

daß ſie die Claſſification mit Dank und Freude aufnehmen

werde , weil ſie einer für den geiſtlichen Stand beſchwerlichen

und nicht ſchicklichen Adminiſtration der Pfründ tl

und ihr ein geregelter Beſoldungsbezug zu Theil wird

In rechtlicher Beziehung wird die Frage :

„ Darf der Ertrag einer Pfarrpfründe , welcher zur

Beſoldung des daſelbſt angeſtellten Pfarrers dd thig

iſt , für andere Pfarrer verwend verden ?

zu bejahen ſeyn .

Obgleich die Kirche nach §. 1 der Unionsurkunde , Beilage

D, ihr Vermögen ſelbſt verwaltet und nach dem erſten Conſtitu

tionsedict §. 9 ihr Vermögen nach Ermeſſen der Kirchengewalt
mit Gutheißen des Regenten zu andern Kirchenzwecken , als

ſtimmt werden kann , ſo

wird doch auch , da das Kirchengut und

denen es vorhin gewidmet war , be

h, die eigenthümlichen
Güter und Einkünfte unter dem Schutze der Staatsverfaſſung

„
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nden über die projectirte Pfarrbeſoldungs —

Vorlage zu machen ſeyn

Pfarrpfründen mit Vermögenstheilen , welche nach vor —

genden Stiftungsbriefen ausdrücklich nur für einen

beſtimmten Ort zu verwenden ſind , gibt es keine oder wenige .

Um nun dieſe ausdrücklichen ſtiftungsgemäßen Beſtimmungen

nicht zu verletzen , — ſolche Vermögenstheile dem Pfründ —

inhaber zuerſt zum Genuß als Beſoldung zugewieſen und nur

der Theil des Pfründvermögens , welcher nicht ausdrücklich für

vidmet iſt, in den allgemeinen Pfarr⸗

gezogen und aus dieſem Fond dem betreffenden

Pfründinhaber das zu ſeiner Beſoldung noch Fehlende zugeſchoſ —

Bürgernutzungen und Holzbeſoldungen , welche die Geiſtli —

zſen von den politiſchen Gemeinden beziehen , könnten denſelben

immer zuerſt zugewieſen werden , damit Anſtänden der Gemein —

den wegen Abgabe dieſer Beſoldungstheile möglichſt begeg —

Wir

ad 3) Kann ei Atronatshe angehalten werden , mit den

Pfarreien , über welche ihm ein Präſentationsrecht zuſteht , ſich

der Claſſification anzuſchließen ? Die Frage wird mit Nein

beantwortet werden müſſen .

Der Patron kann verlangen , daß nur derjenige Ffarrer ,

dem er die Präſentation ertheilt , ſogleich in den Vollgenuß des

Beneficiums komme

Die Patronatsherren müßten daher in die beabſichtigte Ge⸗

meinſchaft ihrer Pfründen mit den übrigen des Landes ein⸗

willigen .
Es iſt ſchon im Abſchnitt III . erwähnt worden , daß 255

landesherrliche und 88 Patronatspfarreien vorhanden ſind ; der

urchſchnittsertrag dieſer 343 Pfarreien beträgt für eine 101fl .

und 58 fl. Accidentien ; der Durchſchnittsertrag von 255 lan⸗

desherrlichen Pfarreien berechnet ſich zu 1033 fl. und 62 fl .

Accidentien , jener von 88 Patronatspfarreien zu 949 fl— und

48 fl. Accidentien

Im Ganzen könnten die Patronen aus 8der Claſſification

für ihre Pfründen nur Vortheil ziehen , da die Beſoldungs —

——
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Claſſen ohne Rückſicht auf das Recht der Ernennung des Geiſt

lichen ausgeführt würden

Es iſt daher auch zu erwarten , daß ſich die Patrone dieſer

Maäßregel anſchließen werden , zumal wenn ſie außer dem öko

nomiſchen Vortheil noch das kirchliche Intereſſe ihrer Ge

meinden , welches doch vor allem Andern zu berückſichtigen iſt ,

in Erwägung ziehen

Bei der großen Verſchiedenheit im Ertrage der Patronats

pfarreien kann natürlich nicht zugegeben werden , daß ſich

einzelne Patrone der Claſſification anſchließen , es ſey denn

daß ihre Pfarreien durchſchnittlich el ertragen , wie

Den Patronen , welche der Claſſification nicht beitreten

müßte der Nachtheil angedroht werden , daß die von ihnen

präſentirten Pfarrer weder auf landesherrliche Stellen befördert

werden , noch in ſpäterem Alter

es wäre hiernach die Promotion von Patronatspfarrern nur

auf Patronatsſtellen beſchränkt . Patronatsherren , welche ſich

dem Claſſificationsproject nicht anſchließen , können ſich nicht

wohl über den ihnen , beziehungsweiſe ihren Geiſtlichen

drohten Nachtheil beklagen , wenn man bedenkt , daß de

beim Anſchluß zur Claſſification durchaus nichts Unbilliges zu

gemuthet wird ; ſie können ja das Präſentationsrecht immerhin

noch unbeſchränkt ausüben ; materiellen woll

und ſollen ſie keinen daraus ziehen , dagegen können ſie ältere

Geiſtliche präſentire belche ſchon in einer höhern Beſold

claſſe ſtehen , und eſe mit atsſtelle nel

welche vor der Claſſification vielleicht bei 2 das

ertragen hat , was der Pfarrer an

Gemeinde kann aber die Claſſification nur vortheilhaft ſeyn

und im Allgemeinen werden durch dieſel

beſeitigt , welche bisher bei Ausübung des Präſentationsrechtes

ſtattgefunden haben .

AAIAN Mißſtändebe manche Mißſtände

Hiermit ſchließen wir die Abhandlung über die Claſſifi —

cation der Pfarrbeſoldungen . Der Gegenſtand iſt übrigens da

mit noch keineswegs erſchöpft ; noch manche Gründe können

angeführt werden , welche für denſelben ſprechen ; die bereits



angegebenen werden aber ſchon hinreichen , Jeden zu überzeu

gen , daß das Claſſificationsproject nur zum Beſten der Kirche

be auch nicht in der hier1Udienen werde , und daß , wenn daſſe
8

ünſchten Weiſe ausgeführt wird , jeden Falls in der Ver

8
waltung des Pfarreivermögens , ſo wie in der Beſetzung der

ſte , eine Aenderung durchaus vorgenommen werdenPfarrdienf

muß

Wir ˖ 8 von der ſiebenten Commiſſion über die

Claſſification der Pfarrbeſoldungen erſtatteten Bericht als Bei⸗

age zu Nr . 13 der Mittheilungen ſogleich mitfolgen .

92960˙0 -



Vierzehnte Plenarſitzung vom 22 . MWai .＋⏑

Aus heutiger Sitzung theilen wir die Hauptmomente mit

uͤber den von der zweiten Commiſſion erſtatteten Bericht über

eine würdige Sonntagsfeier

und das Weſentliche der ſtattgehabten Verhandlungen Der

Antrag ſelbſt wolle auf S. 78 unſerer Mittheilungen nachge

ſchlagen werden .

Die Commiſſion erkannte einſtimmig die hohe Wichtigkeit

des Gegenſtandes , und wie nothwendig es ſey, auf Mittel zu

denken , dem Tage des Herrn und den hohen Kirchenfeſten , an

denen ein religiöſes Gemüth den Bedürfniſſen ſeines innerſten

Weſens Genüge thut , auch jene feierliche Stille und Ruhe zu

geben , welche zu ſeiner Erhebung weſentlich beiträgt und die

ſelbe überhaupt möglich macht

Sie beklagt es mit viel Stimmen aus den Diöceſan —

ſynoden und Kirchengemeinderäthen , daß ein mhafter Theil

der arbeitenden Claſſe durch den verderblichen Gebrauch , welcher

ſich in einer flachen verweltlichten Zeit eingeſchlichen hat , auch

wider ſeinen Willen , ja oft zu ſeinem Schmerze , abgehalten iſt

den Gottesdienſt zu beſuchen und einige Stunden der Woche

in der Gemeinſchaft ſeiner Mitchriſten ſich vor Gott und ſeinem

Heilande zu demüthigen und zu erbauen .

Sie hält es für eine heilige Pflicht , durch eine gebotene

Ruhe und Aufrechthaltung derſelben auch jene aus niedern und

höhern Ständen wieder daran zu erinnern , daß der alte Glaube
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ſeine beſeligende Kraft nicht verloren hat , daß er noch immer

und auf ' s Neue die Geiſter durchglüht

ill nicht nur Ruhe für die verſammelte Gemeinde

durch die äußere öffentliche Stille und den Geſchäftsſtillſtand

erer , die draußen ſind ; ſie will auch , daß dem weltlichen

reiben , welches ſich des Bedürfniſſes nach Umgang mit Gott

und göttlichen Dingen entwöhnt hat , die Gelegenheit abge

8

ſchnitten werde , ſeinen Geſchäften und ſeiner Luſt nachzugehen ,

und dadurch vie ht auch bei ſolchen Verweltlichten wieder

A8 der Tief r Bruſt ſchlummernde Verlangen nach ewi

Gehalte erweckt werde . Sie iſt mithin vollkommen über⸗

daß die feierliche Sabbathsruhe mit ihrem Contraſte ein

gewaltiges Mittel ſey, das ſittlich - religiöſe Leben zu fördern

ind ſomit die Wirkf amteit der Predigt und der Ermahnung

zu erhöhen , welcher ſich ſonſt die äußere Welt entziehen kann

und entzieht . Sie kann ſich dabei auf die Erfahrung berufen ,

welchen Eindruck die ſtrengere Feier des Bußtages und Char —

aſte

fö

freitages auf das ganze Volk macht , und damit auf den Segen

Ausdehnung derſelben auf alle Sonn —

tage haben müßte

Ohnehin ſey es unverkennbar , daß in unſern Tagen dieſes

Bedürfniß wieder lebhaft erwacht iſt , und ſeine Forderung laut

geltend macht ; dieſes beweiſen die Bemühungen des evangeli —

ſchen Kirchengemeinderaths in Karlsruhe bei dem dortigen

großherzoglichen Polizeiamte , und die Erklärung von 120 Han —

del- und Gewerbtreibenden , womit ſie jene unterſtützen wollten ,

ſo lautend :

Die unterzeichneten Kaufleute und ſonſtige offene Läden

führende beee Ulr
werden es der hohen Waszenug

Dank wiſſen , wenn elben gefallen möge, eine Verordnun
8

zu erlaſſen , welche die 91 ing der Verkaufsläder

und hohen Feſttagen anbefehle .

Gleichen Inhalts iſt auch eine Bitte von den Handel —

und Gewerbtreibenden der Stadt Mannheim an die hochwür⸗

dige Generalſynode , welche etwas ſpäter einkam . )

Dahin geht auch die löbliche Intention einer am 15 . Febr

1842 abgehaltenen Verſammlung der Bäckermeiſter in Karlsruhe ,

—

—

—
——



welche , einem Wunſche

entſprechend , ſich dahin vereinigt hal um den
heiligen Char

freitag würdig begehen zu können , ſolle ein jeder Bäckermeiſter

Morgens 6 Uhr ſein Geſchäft beendigt haben , und von Mor

gens 8 Uhr bis Abends 4 Uhr alle Bäckerläden geſchlof

bleiben

Die Commiſſio

überall mit Ernſt durchgreifend , eine neue allerhöchſt

8 Anſichtwar daher der An

liche Verordnung der Entheiligung der Sonn - und Feierta

entgegentreten ſollte

Die ältere Verordnut 21. Noveml 1804 , mit übri

gens beachtenswerthen Zuſätzen eines ohen Min

vom 13. Mai 1836 , zu republiciren , genüge nicht , eine laxere

Praxis , welche ſich ſeit 27 Jahren in allen Städten des Lan

des ausgebreitet habe , wied

Ortspolizei ſey es kaum m usf en 5

ältern Verordnung zurückzukommen und ihn rückſichtslos

Leben zu rufen

Indem ſich die Commiſſion der Hoffnung hingebe , auch di

hohe Regierung und Oberkirchenbehörde werde ihre Anſicht

von der Nothwendigkeit und dem S

gen theilen , vereinigt ſie ſich einſtimmig zu folgenden Grund

gen ſtren

ſätzen und Wünſchen

Das Recht der Chriſtengemeinde he St

und der arbeitenden oder handelnden Claſſe auf einen T

Herrn kann ſich nur a ffentliche und auf hör- oder ſichtbar

Nichtachtung und Störung den Straßen der Städte und

Dörfer , in Gärten , Wald Fe dem

im Innern der Häuſer vorgehe , u˖ ewiſſe

Jeden überlaſſen und könne polizeilich weder verboten , nock

ſtraft werden . Doch müßte ein Hin⸗ und Weglaufen der G

hülfen und Lehrlinge in eine Fabrik oder Werkſtätte auch mit

ſtillem Geſchäfte , oder zu ihrem Werkmeiſter zum Zweck der
Mo 5 * 111 118 8 118Berechnung und Ausbez N Vochen 8, oder d

wenn auch geräuſchloſe Sitzen der Einwohner eines Orts in

als eine U

gefaßt werden

den Wirthshäuſern während der ſti



ßeierzeit der ge—

heiligten Tage für verſchiedene Störungen , Geſchäfte oder Luſt —
14 * Son * Soner 1 KG6n Jronbarkeiten angenommen werden , vor denen ſie zu ſchützen wären .

eitere Feierzeit begreife auch den Vorabend des Sonn⸗

Feiertages , ſo wie dieſen ſelbſt , ganz in ſich; die engere

fiele zwiſchen 8 Uhr Vormittags und 4 Uhr Nachmittags , ohne

*Unterbrechung durch eine minder feierliche wiſchenzeit
81 4 mi „intI Marſcl3 1u8 868Daran reihte die Commiſſion einige Vorſchläge und Wünſche ,

die bei einer V nach ſolchen Grundſätzen der

Wempfohlen werden ſollten ,

ſchließlich , daß ſie von der hochwürdigen General —
8 7 v 91 1 AMKt 0 9 n8de den Ihrigen gema ht werden würden .

I Sor 12 1 N D ſon Fogonſtant Fnoto Di 6.Bei der ſogleich Ube dieſen Gegenſtand eröffneten Discuf

Mitglied beſonders bemerkenswerth , daß das

einer würdigeren Sonntagsfeier ſich nach und

als wahrer Volkswille zu erkennen gebe . Dafür ſprächen

erſchiedene Eingaben , die ſchon der Synode gemacht worden ,

einzelne Schritte , die in der Reſidenz Kaufmannſchaft und

t Ddieſes Mitglied ſtellte Namens

der Kirche die dri de Bitte an das Präſidium , bei hoher

Regierung ſich für eine abhelfende , durchgreifende Verordnung
ielung einer würdigeren Sonntagsfeier zu verwenden .

Einer der Redner beklagte das böſe Beiſpiel , welches von größe —

ren Städten auf die umliegenden Orte ausgehe , und fand

rügenswerth die laxe Praxis hinſichtlich der ſchon beſtehenden

Verordnungen . Man ſolle ſich durch Hinderniſſe , auf die man

bei einer ſtrengeren Ausführung derſelben ſtoßen werde , nicht

abſchrecken laſſen ; auch er wiſſe , daß andererſeits das Verlangen
8 ok8nach einer würdigeren Feier des Sonntags immer lebhafter

und allgemeiner in Vielen hervortrete , und dieſem Verlangen

müſſe man entgegenkommen und riedigen . Ein anderes

Mitglied äußerte den Wunſch , daß die zu hoffende Feierordnung

namentlich auch von Seiten der Staatsdiener durch ihr Beiſpiel

unterſtützt werden möchte , indem er auf die große Gewalt deſ —

ſelben hinwies , zumal wenn es von den in der Geſellſchaft

höher Geſtellten ausgehe .

Der Antragſteller verhehlt ſich nicht die Schwierigkeiten , die

—

—
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ſich in polizeilicher Hinſicht der Durchführung einer ſtrengeren

Sonntagsfeier entgegenſtellen werden , aber — bemerkt er

wir dürfen uns durch dieſelben nicht irre machen und abſchrecken

laſſen . Er iſt der Meinung , daß , wenn die Kirchengemeinde

räthe der Ausführung der zu erbittenden Verordnung ſich mit

Beharrlichkeit annehmen und ſie mit Sorgfalt überwachen wür

den , die Sache ſelbſt bald eine heilſame , von den Beſſeren

werthgehaltene Gewohnheit werde .

Nachdem noch von einem Mitgliede die Bemerkung vorge

tragen war , daß man in ſolchen Sachen weder zu ſtreng , noch

zu mild ſeyn ſolle, aber ſtreng und conſequent in der Durch

führung deſſen , was einmal verordnet worden , tritt die S d

dem Antrag bei :

Die hohe Regierung um Erlaſſung einer die würdige

Feier der Sonn und Feſtta betreffenden Ve ordnung

zu bitten , und hiebei auf die von de eralft

gepflogenen Verhandlungen Hochgefälligſte Rückſicht zu

nehmen

Ueber mehrere Eingaben und kirchliche Fonds wurde noch

Bericht erſtattet und Berathung gepflogen und ſodann die

Sitzung beſchloſſen



71 AI4 Nartes ItlKer 810Ein Abgeordneter hält einen Vortrag über die in
1 1 0 101 1 R 7 18 Kifltakoit 1MoHhen emeinden obwaltende Unbilligkeit in Bei

ziehung zu Schulhausbauten , und ſtellt die Anfrage , ob

in einzelnen Fällen nicht lieber Gemeindeſchulen , wie

im Großherzogthum Heſſen , ſtatt Confeſſionsſchulen er

werden ſollten, - eben um den Härten des Schul —richtet

Nachdem der Herr Präſident die Erklärung gegeben , wie

dieſer Gegenſtand ſchon längere Zeit der Regierung anliege und

jetzt noch Berathungen über die Art der Abhülfe bei den

höchſten Staatsſtellen im Werke ſeyen , erklärte der Proponent ,
keinen eigentlichen Antrag ſtellen , ſondern ſich bei den erhal

tenen Mittheilungen beruhigen zu wollen

Auch der Synode iſt es beruhigend , zu wiſſen , daß ſich
die hohe Regierung mit dieſer Angelegenheit beſchäftige .

ſte Commiſſion erſtattet uunmehr ihren Bericht über71

4 enthaltenen

die Feſtſtellung des Geſchäftskreiſes der

Diöceſanſynoden

Dieſelbe ſtellte ſich , bevor ſie zur näheren Erörterung der an

em angerufenen Orte angegebenen Anträge ſchritt , die Frage :
Ob es überhaupt ein Bedürfniß für die Kirche ſey, den

Geſchäftskreis der Diöceſanſynoden näher zu beſtimmen ?
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Die Commiſſion konnte darauf nicht in Abrede ſtellen , daß

eine nähere Beſtimmung des Geſchäftskreiſes der Diöceſanſynode

nicht blos ſeit der Union als ein allgemeines Bedürfniß ge

fühlt , ſondern von den Diöceſen des Landes gewünſcht , von

der Generalſynode , beantragt , von den oberſten Kirchenbehörden

verheißen und durch höchſte Sanction vom Jahr 1835 in Aus

ſicht geſtellt ſey

Schon die Unionsurkunde ſchließt den §. 6 der Beilage B

über Kirchenverfaſſung mit den Worten :

„ Die Befugniſſe und Pflichten dieſer Diöceſanſynode

ſpricht die Synodalord

Die Generalſynode vom Jahr 1834 legt in ihrem Ha

berichte , im Hinblick auf dieſen §. 6 der Kirchenverfaſſung ,

folgenden Beſchluß in Antrag zur höchſten Genehmigung vor :

„ Daß eine der jetzigen Kirchenverfaſſung anpaſſende

Synodalordnung verfaßt , der nächſten Generalſynode zur
D * I 1 1 Iu8 2 RNah Ind 1it 7 * 1

Berathung vorgelegt , und darin insbeſondere auch darauf

Bedacht genommen werden wolle , die Befugniſſe und

die Wirkſamkeit des landesherrlichen Commiſſärs durch

eine genaue Inſtruction zu beſtimmen . “

Das Bedürfniß nach einer der jetzigen Kirchenverfaſſung

anpaſſenden Synodalordnung wurde auch von der Generalſynode

1834 ſo lebendig gefühlt , und dieſer Antrag ſo einſtimmig be —

ſchloſſen , daß , laut dem Protokoll der ſechzehnten Plenarſitzung ,

nicht blos der Prälat Hüffell , ſondern ſelbſt auch der Präſident

der Synode , Miniſter Winter , dieſelbe für die künftige Synode

zuſagte ; und die höchſte großherzogliche Sanction zu dem Haupt —

berichte der Generalſynode vom Jahr 1834 en unter

Nr . 4 hierüber folgende Genehmigung

„ Ebenſo ſoll Uns die evangeliſch - proteſtantiſche oberſte

Kirchenbehörde die zur Ergänzung oder Verbeſſerung der

Diöceſanſynodalordnung etwa nöthigen Beſtimmungen
in Vorſchlag bringen . “8

dieſer Nummer gehört der Bericht über die Claſſification der Pfarrbeſold
in drei Abtheilungen , welcher ſich an den Schluß der dreizehnten Plenarſitzung
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